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I. Internationalität als Erbsubstanz liechtensteinischer ]udikatur 

Es ist kein Geheimnis, dass sich die f ü r  die liechtensteinische Rechtspre- 
chung so charakteristische, viele Facetten aufweisende „Internationalität“) aus 
einer ganzen Reihe von Ursachen speist. Stellvertretend für andere kann man die 
nur 160 km2 Landesfläche, die besonders enge Verzahnung seiner Wirtschaft mit 
dem Ausland?) die durchgängige Absolvierung der universitären Grundausbil- 
dung seiner Richterschaft außerhalb des eigenen Landes sowie die traditionelle 
Einbindung ausländischer Richter in die. eigene ]ustiz3) nennen. All das war —. 
neudeutsch würde man sagen: gefühlt — schon „immer” so; es hat sich im Ergeb- 
nis bewährt und man begegnet dieser Internationalität im Fürstentum angenehm 
unaufgeregt. All das ist aber auch keineswegs selbstverständlich und hebt sich 
teilweise erheblich vom benachbarten Ausland ab, wo — namentlich in der Schweiz 
— nicht selten beträchtliche Skepsis gegenüber „Fremdem” jedweden Zuschnitts 
herrscht. Dementsprechend titelte die Neue Zürcher Zeitung erst unlängst aner- 

1) Vgl Schumacher/Zimmermann, Vorwort, in  Schumacher/Zimmermann (Hrsg), 90 Jahre 
Fürstlicher Oberster Gerichtshof: FS Delle Karth (2013) VII. 

2) Für Viele schon G. Meier, Grundstatut und Sonderanknüpfung im IPR des liechten- 
steinischen Gesellschaftsrechts nach dem Gesetz über das Personen- und  Gesell- 
schaftsrecht (1977) 1. 

3) Vgl dazu etwa Dür, Die Beteiligung Österreichs a n  der ]ustizpflege des Fürstentums 
Liechtenstein, i n  FS Delle Karth 127 ff. 



218 Leander Di Loacker 

kennend: „Liechtenstein hat keine Angst vor fremden Richtern/’“) Terminologi— 
scher Bezug genommen wurde damit auf die 2018 im Erscheinungsland zur Ab- 
stimmung gestellte Volksinitiative „Schweizer Recht statt fremde Richter”, die mit 
dem euphemistischen Zusatztitel „Selbstbestimmungsinitiative” versehen war.5) 
Ahnliche Bestrebungen und Entwicklungen dürften in Liechtenstein einiger- 
maßen unvorstellbar sein.6) 

Eine weitere, nicht zu übersehende Ursache der weit verstandenen „Inter- 
nationalität” der liechtensteinischen ]udikatur ist aber auch, dass es seit jeher 
gleichsam in deren DNA liegt, die Methode der Rechtsvergleichung zu praktizie- 
ren.7) Rederer hat insofern von der besonderen Bedeutung der „angewandten 
Rechtsvergleichung”*‘) gesprochen, die sich durch die Eigenheit der liechtenstei- 
nischen Rechtsordnung ergibt. Was andere nationale Gerichte vergleichsweise 
selten und vor allem dann als rechtsvergleichendes Beiwerk einfließen lassen, 
wenn es die eigenen Argumentationslinien stützt, ist in Liechtenstein täglich 
Brot. Grund dafür ist vor allem, dass man die eigene Rechtsordnung bekanntlich 
in üppigem Ausmaß nach ausländischen Vorbildern ausstaffiert hat, welche die 
Berücksichtigung der im Geltungsbereich der ausländischen Vorbilder maßgeb— 
lichen Lehre und Rechtsprechung unvermeidlich erscheinen lassen?) Hinzu 
kommt, dass das praktische Anschauungsmaterial an konkreten Streitfällen in 
einem Kleinstaat naturgemäß überschaubar ausfallen muss”) Auch genuin liech- 
tensteinisches Schrifttum ist — rein quantitativ — dürftig, obwohl sich manches 
zum Besseren gewandt hat, wenn man nur einmal bedenkt, wie noch vor einigen 
Jahrzehnten geradezu resignierend resümiert wurde: „Wie soll ein Schrif t tum 
entstehen ohne eine größere Zahl von Schriftstellern, ohne die Möglichkeit der 
Publikation? Bei geringem Absatz wird sich ein Verleger selten bereit finden, 

4) NZZ 18. 7. 2019, 13. Zum besonders kritischen, schweizerischen Blick auf  ausländi- 
sche Erkenntnisquellen etwa Bausch, Der Einfluss „fremder Richter”: Schweizerische 
Verwaltungsrechtspflege im internationalen Kontext, S]Z 2013, 349 Spezifisch zur 
„politischen Kampfparole” gegen „fremde Richter" etwa Schott, „Fremde Richter — 
fremde Gerichte”, A]P 2013, 1368. 

5) Zu ihr eingehend Keller/Balazs—Hegedüs, Paradigmenwechsel im Verhältnis von Landes- 
recht und Völkerrecht? A]P 2016, 712. __ 

6) Peinliches Redaktionsversehen in dem genannten NZZ—Artikel (FN 4) war im Übri- 
gen, dass über der Bildunterschrift „ In  Liechtenstein richten auch Schweizer u n d  
Osterreicher“ ein Foto von RichterInnen des österreichischen Verfassungsgerichts- 
hofs abgedruckt war. Das ist dann  wohl doch ein bisschen gar viel „Internationa- 
lität” — selbst aus der Perspektive des Fürstentums. 

7) Vgl insofern etwa auch schon Reichert-Facilides, Elemente des liechtensteinischen 
Privatrechts, in Basedow et al (Hrsg), Aufbruch nach Europa (2001) 987 (999 f). Ferner 
Heiss, Zur Kodifikation des liechtensteinischen internationalen Privatrechts, in Ebert 
(Hrsg), Pro Iustitia et Scientia: Festgabe zum 80. Geburtstag von Karl Kohlegger 
(2001) 263 (264). 

8) Rederer, Verbraucherrecht i m  Fürstentum Liechtenstein, i n  Schnyder/Heiss/Rudisch 
(Hrsg), Internationales Verbraucherrecht (1995) 157 (160 ff). 

9) Zu dieser Konsequenz der Rezeptionsmethode vgl nochmals Schumacher/W. Zimmer- 
mann in FS Delle Karth VII, die im Übrigen auch umgekehrt eine verstärkte Beach- 
tung der namentlich höchstgerichtlichen Rechtsprechung Liechtensteins im Ausland 
feststellen. 

10) Vgl bereits Gschnitzer, Lebensrecht und  Rechtsleben des Kleinstaates, i n  Coop (Hrsg), 
GedS Ludwig Marxer (1963) 19 (26): „Die Rechtsprechung i m  Kleinstaat leidet a n  
Armut: Relativ wenig Fälle und noch viel weniger Fälle gleicher Art lassen einen 
Gerichtsgebrauch, dieses wichtige Instrument zu r  Rechtsfortbildung, sich n u r  schwer 
entwickeln.” 
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Schriften herauszugeben. An eine juristische Zeitschrift ist aus denselben Grün- 
den nicht zu denken [l]/'“) 

Die solcherart verstandene Internationalität und insb ihre Erscheinungs- 
form der gelebten Rechtsvergleichung sind damit also natürliche Erbsubstanz 
einer rezeptionsbasierten Hybridrechtsordnungfi) Sie sind für einen Kleinstaat 
im Ergebnis alternativlos.”) Mit spezifischem Blick auf die dabei besonders 
prägenden Nachbarrechtsordnungen Österreichs und der Schweiz kommt einer 
der prominentesten Präsidenten des Fürstlichen Obersten Gerichtshofes, Franz 
Gschnitzen“) insofern zu dem zufriedenstellenden Ergebnis: „Vergleicht man die 
liechtensteinische Rechtsordnung mit einer komplizierten Maschine, so wäre die 
liechtensteinische Rechtsmaschine aus Bestandteilen dreier verschiedenen Typen 
zusammengesetzt. Man würde erwarten, dass die Bestandteile nicht zueinander 
passen, und das Werk stockt. Und doch wäre es falsch zu glauben, dass das 
Rechtsleben in Liechtenstein an unerträglichen Gebrechen leide. Die Maschine 
funktioniert ohne größere Reibungen.”“),“’) 

Unabhängig davon, ob man diesen Befund nun aus heutiger Sicht teilen 
mag oder nicht,") eines ist klar: Die Rezeptionsgemengelage ist seit Gschnitzers 
Diktum gewiss nicht weniger komplex geworden, wenn man nur einmal a n  die 
mannigfaltigen legistischen Konsequenzen denkt, die sich allein aus der — seit 

11) So Gschnitzer in  GedS Marxer 44 f. 
12) Dazu grundlegend Berger, Rezeption im liechtensteinischen Privatrecht unter be- 

sonderer Berücksichtigung des ABGB2 (2011) 11 ff und früher etwa bereits Reichert- 
Fucilidcs i n  Basedow et  al, Aufbruch nach Europa 987 ff u n d  Wille, Die Neukodifika- 
tion des liechtensteinischen Privatrechts als Rezeptionsfrage ausländischen Rechts, 
in FG Kohlegger 613 ff. Im Ubrigen Gschnitzer in GedS Marxer 27 ff. 

13) Vgl bereits treffend Gschnitzer i n  GedS Marxer 50: „Abzuraten ist jedoch davon, wei- 
teres liechtensteinischcs Recht aus eigenem schaffen zu wollen. So begreiflich ein solcher 
Ehrgeiz wäre, hieße es die eigene Kraf t  überschätzen, u n d  zwar nicht  n u r  die Kraf t ,  
ein solches Recht zu schaffen, sondern auch es dann zu pflegen und fortzubilden.” 
(Hervorhebungen im Original). 

14) Gschnitzer bekleidete das Amt des Präsidenten von 1945 bis zu seinem Tod im Jahr 
1968. Zu seiner Person etwa Perrez, Fremde Richter: Die Rechtsprechung im Fürsten- 
tum Liechtenstein unter dem Einfluss schweizerischer und deutsch-österreichischer 
Richter 1938—1944 (2015) 197 ff und besonders eingehend Barta/Kohlegger/Stadlmayer, 
Franz Gschnitzer Lesebuch (1993) 19 ff. 

15) Gschnitzer in GedS Marxer 46. 
16) I n  der historischen Rückschau besonders bemerkenswert erscheint, dass die traditio— 

nelle Einbindung von ausländischen Richtern selbst in der dunkelsten Zeit des Zwei- 
ten Weltkriegs offenbar nicht in besonderem Ausmass zu einem Missbrauch der 
liechtensteinischen Justiz führte: Zu diesem Ergebnis gelangt jedenfalls die jüngere 
Untersuchung von Perrez, Fremde Richter 359: „In diesem Sinn waren die l iechten- 
steinischen Gerichte eine Bühne, auf der sich internationale Akteure bewegten, al- 
lerdings eine, die von den Nachbarstaaten nicht missbraucht oder instrumentalisiert  
werden konnte”. ._ 
Der FL-OGH stand während der Kriegszeiten im Übrigen unter der Präsidenten- 
schaf t  des Schweizers Vital Schwunder (sen). Dieser (noch vom Vater des schweizeri- 
schen ZGB, Eugcn Huber, promovierte) Spitzenjurist (zu ihm Perrez, Fremde Richter 
202 ff) wiederum war  der  Grossvater eines bis heute führenden Kollisionsrechts- 
lehrers der Schweiz, Ivo Schwander. Zu Letzterem Lomndi/D. Stachelin (Hrsg), I nno -  
vatives Recht: Festschrift f ü r  Ivo Schwander (2011) 1143 ff. 

17) Zu den spezifischen Rezeptionsproblemen im Bereich der Gesetzgebung etwa Reichert- 
Facilides i n  Bascdow et  al, Aufbruch nach Europa 998 f. 
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2020: 25 Jahre währenden“) — EWR—Mitgliedschaft des Fürstentums ergeben.”) 
Was indessen damals wie heute gilt, ist der Befund, wonach gesetzgeberische 
Rechtsrezeption immer nur den Startpunkt, nicht den Schlusspunkt markieren 
kann”) Notwendig bleibt stets eine „Vitalisierung” und Konkretisierung im eige_ 
nen Kontext, bei welcher dem FL-OGH zentrale Wegweiserfunktion zukommt.“) 
Nicht umsonst wurde insofern eine besonders „explikative, ja zuweilen rechts_ 
pädagogisch anmutende Spruchpraxis””) konzediert. 

Gelegenheit zu solcher Explikation bietet schließlich auch die regelmäßig 
vorhandene, internationale Dimension auf der inhaltlichen Ebene liechtensteini- 
scher ]udikate. Gemeint ist damit vor allem die im Vergleich z u  anderen Staaten 
erheblich gesteigerte Bedeutung von Fragestellungen des internationalen Privat- 
und Zivilverfahrensrechts. Als „ein Ländchen in der Größenordnung des schwei- 
zerischen Nationalparks, eine Addition von Grenzen””) ist man geradezu „per 
definitionem mit internationalen, d h  grenzüberschreitenden Sachverhalten kon- 
frontiert/’“) Das erwähnte rechtspädagogische Wirken des FL—OGH richtete sich 
dabei durchaus auch — was vom Ausland aus betrachtet, besonders bemerkens— 
wert erscheint — an den „eigenen" Gesetzgeber, der schon einmal zur Schaffung 
der nötigen Gesetzesgrundlagen aufgefordert wird“) Dies letztlich — wie die 
Schaffung eines liechtensteinischen IPRG verdeutlicht (s hier sub II) — durchaus 
mit Erfolg. 

Ungeachtet dieser erfolgreichen judiziellen „Interventionen” verfolgt das 
Fürstentum bis heute im Ergebnis die Linie, sich möglichst weitgehende Regulie— 
rungsautonomie in IPR/IZVR-Fragestellungen zu bewahren: So sind hierzulande 

18) Zur positiven Bilanz darüber 3 Bericht und Antrag der Regierung an  den Landtag des 
Fürstentums Liechtenstein betreffend 25 Jahre Mitgliedschaft des Fürstentums 
Liechtenstein i m  Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) Nr 34/2020, insb 82 ff. 

19) Zu den wichtigsten beiden Konsequenzen mit Blick auf den Stufenbau der liechten- 
steinischen Rechtsordnung zuletzt Baur, Unmittelbare Wirkung und Vorrang im 
EWR: Schutz einer abstrakten Souveränität der BETA-Staaten oder konkreter Recht[s]— 
schutz f ü r  Bürger und  Unternehmen? UZ 56 ‚2020 (59 ff). 

20) So zutr  Schädler, Rechtsrezeption, oder: Reparaturen a m  Schiff des Theseus, 160 
i m  Quadrat, Ausgabe Jun i  2020, 12. Ebenso bereits eingehend Gschnitzer i n  GedS 
Marxer 38 und 51. __ 

21) Solche Wegweiserfunktionen hat der FL—OGH im Übrigen gerade auf dem hier in- 
teressierenden Gebiet des IPR lange selbst dort erfüllt, wo eine positivrechtliche Ver- 
ankerung im „eigenen" Recht überhaupt fehlte — vgl dazu Rederer in Schnyder/Heiss/ 
Rudisch, Internationales Verbraucherrecht 162 mwN i n  der dortigen FN 15; Heiss i n  
FG Kohlegger 265 ff und ]ehle, Die Schuldverträge im Internationalen Privatrecht 
Liechtensteins (2007) 13 ff. 

22) Reichert-Facilides i n  Basedow et  al, Aufbruch nach Europa 1000. 
23) So das bekannte Diktum von Allgäuer; Außenpolitik, in Allgäuer, Fragen an  Liechten- 

stein — Vorträge (1972) 119. 
24) Schnyder, Zur Genesis und Fortentwicklung des liechtensteinischen internationalen 

Versicherungsvertragsrechts, in FS Delle Karth 873 (Hervorhebung im Original). 
25) Vgl FL-OGH 5 C 289/86—63 LES 3/92, 111 (119): „Die vorliegendenfalls also anzu-  

wendende Kollisionsnorm des 5 37 ABGB entstammt dem österreichischen Recht aus 
der Zeit vor dem Inkraf t t re ten des österreichischen IPRG, und  steht i n  Liechtenstein 
noch immer in Geltung, da  die gesetzgeberischen Arbeiten für ein eigenes liechten- 
steinisches internationales Privatrechtsgesetz zwar begonnen, aber noch nicht ab- 
geschlossen werden sind. Der OGH hat deshalb schon zu wiederholten Malen darauf hin- 
gewiesen, dass mit der verhältnismässig einfach ausgestalteten Kollisionsnorm des 5 37 
ABGB nicht alle der zum Teil sehr schwierigen kollisionsrechtlichen Fragen gelöst werden 
können, welche die starke Zunahme des grenzüberschreitenden Waren— und Personenverkehrs 
mit sich gebracht hat.” (Hervorhebung hinzugefügt). 
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naturgemäß weder die Herzstücke des unionalen Kollisionsrechts auf dem Gebiet 
der vertraglichen wie außervertraglichen Schuldverhältnisse (die sog Rom 126) und 
{W)—Verordnungen) unmittelbar”) beachtlich oder irgendwie autonom nachvoll- 
zogen noch konnte man sich — als insofern einziger BETA—Staat”) — zu einem 
LugÜ3°)—Beitritt durchringen.“) Immerhin ist seit 2011 das New Yorker Überein- 
kommen über die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Schieds- 
sprüche”) auch fü r  Liechtenstein eröffnet und im Bereich des vereinheitlichten 
internationalen Kaufvertragsrechts hat man zuletzt Integrationsfähigkeit bewie- 
sen, indem man per 1. 5. 2020 das UN-Kaufrecht (CISG)33) in  Kraf t  gesetzt hat. 

Davon abgesehen übt man aber häufig auffallende Zurückhaltung mit Blick 
auf kollisionsrechtsvereinheitlichende Staatsverträge; ganz besonders gilt dies für 
solche, welche die (gerade mit Blick auf das Geschäftsmodell der asset protection) 
rechtspolitisch heikle Frage von Anerkennung und Vollstreckung betreffen.“) 
Von den insgesamt 41 Haager Übereinkommen“) gelten dementsprechend nur 

26) Verordnung (EG) 593/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. 6. 
2008 über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht (Rom I), 
ABl L 2008/177, 6 vom 4. 7. 2008. 

27) Verordnung (EG) 864/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. 7. 
2007 über das auf  außervertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht (Rom II), 
ABI L 2007/199, 40 vom 31. 7. 2007. 

28) Vgl indessen für den spezifischen Bereich der Versicherungsverträge, in dem Art 178 
der Solvency II-Richtlinie (2009/138/EG) das in Art 7 Rom I—VO angelegte Versiche— 
rungskollisionsrecht für massgeblich erklärt, den Beschluss Nr 78/2011 des Gemein— 
samen EWR-Ausschusses und dazu BuA 2015/2 sub 3.5 sowie Schnyder in FS Delle 
Karth 881 ff. 

29) Baur, Liechtenstein: eine Lücke von 160 km2 i m  Europäischen Rechtsraum, i n  Liechten- 
stein-Institut (Hrsg)‚ Beiträge zum liechtensteinischen Recht aus nationaler und in— 
ternationaler Perspektive: FS Wille (2014) 25 (28) ortet in dieser Lücke im Vergleich 
des Fürstentums mit der  Schweiz ein „alpines Paradoxon”: „Die Schweiz is t  zwar 
dem LugU beigetreten, hat aber den Beitritt zum EWR abgelehnt. Umgekehrt ist 
Liechtenstein dem EWR beigetreten, ist aber, wie gesagt, bis zum heutigen Tage 
nicht Mitglied des L u g .  " 

30) Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und 
Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (Lugano— —Uberein- 
kommen) vom 30. 10. 2007. 

31) Vgl zum Ganzen etwa Grolimund, Drittstaatenproblematik des europäischen Zivil- 
verfahrensrechts, 2000, 23f mit Verweisen auf die insofern häufig befürworteten 
Stimmen aus dern — freilich ausländischen- wissenschaftlichen Schrifttum in der 
dortigen PN 133. Für eine sorgfältig austarierte Analyse aus spezifisch liechtenstei— 
nischer Sicht 5 nur M. Frick, Lugano- -Übereinkommen: Vor- und Nachteile für den 
liechtensteinischen Finanzdienstleistungssektor (am Beispiel der Banken), jus & news 
2004/ III, 275 ff sowie dans, Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Urteile m 
Liechtenstein. Ein Überblick, Liechtenstein Journal 4/2010, 106 ff. Im Übrigen ein- 
gehend Wittwer, Liechtenstein und das Europäische Zivilprozessrecht, in FS Delle 
Karth 1035, 1036 ff und 1053 f 

32) Übereinkommen über die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Schieds- 
sprüche vom 10.6.1958 (LR 0. 277.12). 

33) Übereinkommen der Vereinten Nationen über Verträge über den internationalen 
Warenkauf vom 11.4.1980 (LR 0. 215. 211.1). 

34) Dazu etwa M. Frick, Liechtenstein Journal 4/2010, 109 sowie schon ders, Die Aner- 
kennung und Vollstreckung ausländischer Entscheidungen in Zivilsachen im Fürsten- 
tum Liechtenstein — unter Berücksichtigung des schweizerischen, österreichischen 
u n d  deutschen Rechts (1992) 438 ff. 

35) Nicht mit den hier gemeinten Abkommen der Haager Konferenz fur [PR zu verwech— 
seln sind lediglich 1n Den Haag abgeschlossene Übereinkommen, wie sie namentlich 
für das Designrecht relevant sind und von der WIPO ausgearbeitet wurden (Vgl den 
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sechs im Fürstentum, nämlich jenes über das auf Unterhaltsverpflichtungen ge- 
genüber Kindern anzuwendende Recht vom 24. 10. 1956‚“) jenes über die Amer- 
kennung und Vollstreckung von Entscheidungen auf dem Gebiet der Unterhalts— 
pflicht gegenüber Kindern vom 15. 4. 1958,”) jenes zur Befreiung ausländischer 
öffentlicher Urkunden von der Beglaubigung vom 5. 10. 196138) jenes über die Be- 
weisaufnahme im Ausland in Zivil- oder Handelssachen vom 18. 3. 1970,”) jenes 
über den Schutz von Kindern und die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Inter- 
nationalen Adoption vom 29. 5. 1993,‘°) und — man möchte sagen: naturgemäß _ 
jenes über das auf Trusts anzuwendende Recht und über ihre Anerkennung vom 
1. 7. 1985“) 

Von den zahlreichen Europaratsübereinkommen stehen auf dem hier inter— 
essierenden Gebiet namentlich jenes über die Adoption von Kindern vom 24. 4_ 
1967,“) jenes betreffend Auskünfte über ausländisches Recht vom 7. 6. 1968/13) 
jenes über die Berechnung von Fristen vom 16. 5. 1972,“) jenes über die Anerken- 
nung und Vollstreckung von Entscheidungen über das Sorgerecht für Kinder und 
die Wiederherstellung des Sorgerechts vom 20. 5. 1980“) und jenes über die An- 
erkennung der Rechtspersönlichkeit internationaler nichtstaatlicher Organisatio- 
nen vom 24. 4. 1986“) in Kraft. 

Insgesamt kann man sagen, dass sich die Internationalität, wie sie auf der 
inhaltlichen Ebene für Rechtsstreitigkeiten hierzulande charakteristisch ist, nur 
vereinzelt — und vor allem mit vielen „blinden Flecken” — in einer Internationalität 
der einschlägigen Kollisionsrechtsquellen widerspiegelt. Noch kürzer wäre die 
rechtspolitische Formel: Internationalität des Rechts- und Wirtschaftslebens: ja; 
Autonomieeinbussen auf Regulierungsebene: möglichst nein.") Dazu passt, 
wenn man bis heute nicht einmal Vertragsstaat des Statuts der Haager Konferenz 
für internationales Privatrecht ist — man sieht also selbst von einer bloß informatio- 
nellen Einbindung in die auf internationaler Ebene hängigen Vereinheitlichungs— 
projekte ab. 

II. Liechtensteinische IPR—Rechtsquellen im Überblick 
So zutreffend demnach der Befund des erfolgreichen Strebens nach mög- 

lichst viel Autonomie im Bereich IPR/IZVR ist, so falsch wäre es, insofern von 

Überblick bei Loacker, Textsammlung IPR/IZVR (2020) 411 f). Diese können durchaus 
ebenfalls Bedeutung für das IPR entfalten; Liechtenstein ist diesbezüglich Vertrags- 
staat sowohl der Haager Akte von 1960 (LR 0.232.1212) als auch der Genfer Akte von 
1999 (LR 02321214). 

36) LR 021221431. 
37) LR 021221432. 
38) LR 0.172.030.4. 
39) LR 0.274.132. 
40) LR 0.211.221311. 
41) LR 0.216.41. 
42) LR 021221310. 
43) LR 0.274.161. 
44) LR 02151223. 
45) LR 021222001. 
46) LR 0.192.111. __ 
4'ß Dass freilich bspw die Abschottung gegenüber dem LugU realiter bisweilen dazu 

führt, dass man qua EFTA—Gerichtshof „nicht mehr Herr seines [internationalen] Zivil- 
prozessrechts” ist, hat etwa Wittwer in FS Delle Karth 1053 dargelegt. 
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allzu großer legistischer Eigenleistung auszugehen. Tatsächlich hat in den ent- 
5cheidenden Punkten die — nota bene: frühere — österreichische Rechtslage Pate 
estanden, wobei man aufgrund des seither steten Auseinanderdriftens derselben 

in den beiden Staaten insgesamt wohl eher von historischen Anleihen sprechen 
sollte. 

Dies gilt auch in zuständigkeitsrechtlicher Sicht für die Jurisdiktionsnorm 
(IN), deren Zuständigkeitsnormen jeweils die internationale Zuständigkeit mit- 
erfassen (sog Doppelfunktion“)). Darunter befinden sich solche Bestimmungen, 
die etwa nach wie vor einen exorbitanten Vermögensgerichtsstand versehen 
(5 50 JN), und lange Zeit auch solche, die für Zuständigkeitsvereinbarungen 
zugunsten ausländischer Gerichte hinsichtlich Inländern ein einseitiges Zusatz- 
erfordernis öffentlicher Beurkundung normierten (g 53a Abs 1 und Abs 2 JN aF). 
Dass der erstgenannte Gerichtsstand nicht allzu eng verstanden wird, hat der 
FL-OGH“") durch seine schlussendliche Aufgabe der vormals in Österreich ent- 
wickelten”) sog Indikationentheorie anerkannt, die eine gesteigerte Intensität 
von Inlandsbeziehungen voraussetzte;“) das zweitgenannte Erfordernis hat der 
EFTA-Gerichtshof”) wegen Verstoßes gegen die Dienstleistungsfreiheit des Art 36 
EWRA zu Fall gebracht.53) Hinsichtlich Verbandspersonen bleibt Art 114 PCR zu 
beachten. 

Für die Fragen der Anerkennung und Vollstreckung sind neben den mit der 
Schweiz und Österreich bestehenden Staatsverträgen namentlich die (ebenfalls 
am vormaligen österreichischen Pendant orientierte) Exekutionsordnung (EO) 
und innerhalb seines beschränkten sachlichen Anwendungsbereichs das Außer— 
streitgesetz (vgl Art 91a ff AußStrG) die primären Einstiegsstellenfi“) Wiederum 
bleibt aber auch das PGR zu beachten (vgl dessen Art 89 mit Blick auf ausländi- 
sche Urkunden im Personen— und Familienrecht). Dass im Vergleich zur Situation 
in anderen europäischen Staaten die liechtensteinische Rechtslage nicht eben als 
anerkennungs- und vollstreckungsfreundlich klassifiziert werden kann, ist allge— 
mein bekannt;55) das Geschäftsmodell der asset protection dürfte neuerlich ein 
Leitmotiv sein?“) 

Was die Primärquelle57) für das IPR ieS, um das es in diesem Beitrag schwer- 
punktmäßig gehen soll, also das am 1. 1. 1997 in Kraft getretene IPRG von 1996 

48) Dazu in jüngerer Zeit für viele Wittwer in FS Delle Karth 1037 mwN. 
49) Vgl FL-OGH 9 CG.2002.63-94 LES 4/06, 480 ff. Dazu und zur vorangegangenen — für 

den FL-OGI-I wenig schmeichelhaften und daher in einer Festschrift zu seinen 
Ehren hier nicht weiter auszubreitenden — Grundsatzentscheidung des StGH 2005/9 
knapp M. Frick, Liechtenstein Journal  4/2010, 107. 

50) Vgl zum Ganzen Matscher, Die Indikationentheorie a n  der Schwelle der Integration 
des österreichischen in das europäische Zivilprozeßrecht: Bilanz nach 20 Jahren und 
Abschied von einer  Chimäre, JBl 1996, 277 ff. 

51) Zu i h r  etwa Delle Karth, Die liechtensteinische ZPO im Wandel der Zeit: Reform- 
bedarf für den Gesetzgeber? LJZ 2000, 35 (44). 

52) EFTA-Gerichtshof E-13/11, Granville Establishment. 
53) Vgl dazu Wittwer in FS Delle Karth 1044 ff. 
54) Vgl eingehend Wittwer in FS Delle Karth 1038 ff. 
55) Nach wie vor instruktiv etwa M. Frick, Liechtenstein Journal 4/2010, 109 f. 
56) Hiergegen mit Recht krit Baur in FS Wille 38 ff. 
57) Siehe darüber hinaus etwa das IVer5VG; ferner die in Art 55 IPRG genannten Be- 

stimmungen des PGR zum internationalen Gesellschaftsrecht sowie die kollisions— 
rechtlichen Anordnungen in Art 17 TNG zu internationalen Teilzeitnutzungs- und 
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angeht,”) so hat der liechtensteinische Gesetzgeber explizit die Entscheidung ge- 
troffen?) dem Vorbild des öIPRG 1978 anstelle des jüngeren chIPRG 1987 zu fol— 
gen.“) Gerade mit Blick auf die eben stichwortartig angesprochene, im Fürsten- 
tum traditionelle Zurückhaltung in Anerkennungs— und Vollstreckungsfragen 
erscheint dies verständlich, handelt es sich beim chIPRG doch u m  eine Gesamt- 
kodifikation, während sich das österreichische Gesetz auf das anwendbare Recht 
beschränkt. Hinzu kommt, dass das öIPRG ein rechtstechnisch überaus exqui- 
sites und flexibles Kodifikationswerk war, das „als ein Markstein moderner IPR- 
Gesetzgebung”“) gilt und darum hervorragend als Vorbild geeignet war. Wo — 
namentlich hinsichtlich der mE zu starken Verhaftung im Staatsangehörigkeits- 
prinzip“) zu Lasten der Aufenthaltsanknüpfung — Unzeitgemäßheiten bestanden, 
hat man versucht, eigenständig Abhilfe zu schaffen.“) Das internationale Sa- 
chenrecht hat man nicht übernommen,“) das internationale Gesellschaftsrecht 
(modifiziert) im PGR belassen.65) Unglücklich ist, dass es der liechtensteinische 
Gesetzgeber unterlassen hat, in Österreich im Rezeptionszeitpunkt entweder be— 
reits bestehende oder zumindest unmittelbar bevorstehende Änderungen jenseits 
des öIPRG (wie sie etwa das EVÜ“) bedingte) nachzuvollziehenfl) So hat man 
teilweise rezipiert, was schon damals im Herkunftsland überholt oder gerade 
dabei war, überholt zu werden“) 

Generell nicht als Rezeptionsgrundlage durchzusetzen vermochte sich wie 
erwähnt das chIPRG. Dies, obwohl es in seinem Herkunftsland gängig als „welt— 
weit noch immer unerteicht"°") (selbst-)eingeschätzt wird, wenngleich (abgese- 
hen von der Gesamtkodifikationsidee und einem anwenderfreundlichen Aufbau) 
im internationalen Vergleich „nicht viel einzigartig ist”/") sondern vom Allgemei- 

Nutzungsvergünstigungsverträgen, ferner Art 80 Abs 2 SVG für internationale Ver— 
kehrsunfälle und Art 75 R30 zum internationalen Anfechtungsrecht. 

58) Zur Situation vor Verabschiedung des IPRG eingehend fehle, Schuldverträge 13 ff. 
59) Vgl BuA 1992/106 sub 1. 
60) Eingehend zur Entstehungsgeschichte ]ehle, Schuldverträge 17 ff. 
61) Siehr, Osterreichisches IPR-Gesetz und europäische Ideengeschichte, i n  Reichelt 

(Hrsg), 30 Jahre österreichisches IPR-Gesetz: Europäische Perspektiven (2009) 9 ff. 
62) Dazu ebenfalls Siehr i n  Reichelt, 30 Jahre österreichisches IPR—Gesetz 14 ff. 
63) Dass dies nicht immer restlos gelungen ist, hat  bereits Jametti Greiner, Das neue Hech- 

tensteinische IPR—Gesetz aus schweizerischer Sicht, in B. Marxer/Reichert-Facilides/ 
Schnyder (Hrsg), Gegenwartsfragen des liechtensteinischen Privat- und Wirtschafts— 
rechts (1998) 55 (67 f) nachgewiesen. 

64) Dazu krit  Basedaw, Liechtensteinisches Kollisionsrecht: Kodifikationsbedarf zwi- 
schen Bergidyll und Finanzoase, in B. Marxer/Reichert-Facilides/Schnyder, Gegen— 
wartsfragen 41 (46 f). 

65) Dazu etwa ]ametti Greiner in B. Marxer/Reichert-Facilides/Schnyden Gegenwartsfragen 
66 f. 

66) Übereinkommen über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht 
(Übereinkommen von Rom) vom 19. 6. 1980. 

67) Vgl etwa die Kritik bei Basedow in B. Marxer/Reichert-Facilides/Schnyden Gegenwarts- 
fragen 49 ff und Heiss in FC Kohlegger 272 f. __ 

68) Treffend Heiss in FG Kohlegger 272: „Insofern hat Liechtenstein einen in Osterreich 
so nicht mehr gegebenen Rechtszustand rezipiert.” 

69) So für viele Kadner Graziano, Zur Reformbedürftigkeit des Schuldrechts im schweize— 
rischen IPRG, insbesondere der Regelungen zur ausservertraglichen Haftung, SZIER 
2015, 363 (365). 

70) So (trotz insgesamt positiver Bewertung) völlig zutreffend Girsberger, Zehn Jahre 
IPRG, SJZ 1999, 209 (210). 
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nen Teil,“) über das Erbrecht,”) das (erst jüngst sanierte73)) Schiedsrecht, das De— 
liktsrecht”) bis hin zum Vertragsrecht (beginnend mit der Rechtswahl”) über zB 
das Verbraucher-“) und das Arbeitsvertragsrecht77)) vieles reformiert gehörte. 
Gerade die Einschätzung der liechtensteinischen Regierung, wonach das chIPRG 
im Vergleich zum österreichischen „viel mehr fallbezogen” sei und das österrei- 
chische dementsprechend „viel weniger Paragraphen’“) aufweise, würde man in 
der Schweiz — wo man auf die auffallende Kürze der eigenen Regulierung tradi- 
tionell besonders viel hält — wohl nur mit Staunen zur Kenntnis nehmen. 

Rechtshistorisch wehmütig mag insofern einzig stimmen, dass vom der- 
einst prachtvoll dastehenden öIPRG heute infolge der unionsrechtsbedingten 
Aufhebungen — zuvorderst im schuldrechtlichen Bereich — nur mehr eine Ruine 
übrig geblieben ist”) Umso mehr würde sich der geistige Vater”) des öIPRG, Fritz 
Schwind,“) vielleicht über das Weiterwirken und die Weiterentwicklung „seines” 
Gesetzes im Fürstentum freuen.”) 

Es ist hier nicht der Ort, um das liechtensteinische IPRG auch nur annä— 
hernd in seiner Breite zu würdigen“) Stattdessen wollen wir uns eine spezifische 
Frage, nämlich jene nach der kollisionsrechtlichen Behandlung des sog Vertrags 
mit Schutzwirkung zugunsten Dritter herausgreifen und deren Beantwortung 
durch den Fürstlichen Obersten Gerichtshof einer kurzen Würdigung unterzie- 

71) Besonders missglückt ist etwa die Konstruktion des Art 14 chIPRG; Reformvorschlä— 
ge dazu  f inden  sich bei Kadner Graziano SZIER 2015, 378 ff. 

72) Vgl Widmer Liichinger, Zur Revision der Art 86 ff. IPRG: Auswirkungen auf die Nach- 
lassplanung, in Frésm'd/Morger (Hrsg), Aktuelle Fragen des internationalen Erbrechts 
(2020) 1 ff. 

73) Zur  Genese Hochstrasser/Burlet, Einl  12. Kap, i n  Grolimund/Loacker/Schnyden Basler 
Kommentar zum IPRG“ (2021) Rz 242 ff. 

74) Vgl Kadner Graziuno, SZIER 2015, 385 ff. 
75) Vgl Loacker/Capaul, Gibt es einen „unechten” Auslandsbezug? Zur Frage ausschliess- 

lich rechtswahlbegründeter Internationalität und ihrer Beurteilung nach dem IPRG, 
SRIEL 2020, 453 ff,_Kadner Graziano, SZIER 2015, 380 f. 

76) Vgl etwa Loacker, Überlegungen zu einer Sonderanknüpfung immobilienbezogener 
Konsumentenverträge im schweizerischen IPR, in Heiss/Schnyder (Hrsg), Aspekte 
des internationalen Immobilienrechts (2011) 59 (62 ff). 

77) Vgl Furrer et al, Internationales Privatrecht: Besonderer Teil (2018) Rz 1154 und Kadner 
Graziana SZIER 2015, 381 f. 

78) So jeweils BuA 1992/106 sub 1. 
79) Zum Ganzen insb Kohler, Österreichisches IPR-Gesetz und europäische Zukunft, in: 

Reichelt, 30 Jahre österreichisches IPR-Gesetz 23 ff und i n  demselben Band mit 
spezifischem Blick auf das internationale Deliktsrecht Heiss, Europäisches IPR der 
außervertraglichen Schuldverhältnisse (Rom II): Bedeutung für das europäische Kol- 
lisionsrecht u n d  Folgen f ü r  das österreichische IPRG 61 ff, der  insb die noch verblie- 
bene Koordinierungsfunktion hinsichtlich der Lücken des unionalen Kollisionsrechts 
betont (74 f). Zuletzt zum Ganzen auch Heindler, Die neuen Aufgaben des IPRG, in 
Heindler (Hrsg), Festschrift 40 Jahre IPRG (2020) 11 ff. 

80) Vgl Schwind, Entwurf eines Bundesgesetzes über das internationale Privat- und Pro- 
zeßrecht, ZfRV 1971, 161 ff. 

81) Zu i h m  ]ayme, Glückwünsche f ü r  Fritz Schwind, IPRax 2013, 295 und  Henrich, Fritz 
Schwind 90 Jahre, IPRax 2003, 472. 

82) Schon f r ü h  weitsichtig erwartet von Siehr in  Reichelt, 30 Jahre österreichisches IPR- 
Gesetz 22: „ [D]as IPR-Gesetz aus der Feder von Fritz von Schwind wird wegen seiner 
Geschlossenheit, Eleganz und Prägnanz noch entzücken, selbst wenn es nicht mehr 
in der ursprünglichen Form oder später überhaupt nicht mehr gilt.” 

83) Vgl stattdessen etwa Heiss in FG Kohlegger 263 ff. 
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hen. Zur Veranschaulichung sollen zwei konkrete Fallbeispiele aus der jüngeren 
FL—OGH—Rechtsprechung dienen. 

III. Der grenzüberschreitende Vertrag mit Schutzwirkung zugunsten 
Dritter in seiner rechtspraktischen Erscheinung 

Das Vorliegen eines Vertrags mit Schutzwirkung zugunsten Dritter (im Fol— 
genden: VSct) wird typischerweise vom Kläger behauptet, der sich davon an- 
spruchsmäßig etwas erwartet. Insofern überrascht es nicht, wenn es bisweilen bei 
der bloßen Behauptung bleibt. Für die hier interessierende kollisionsrechtliche Be— 
urteilung ändert sich dadurch indessen nichts, denn die materielle Berechtigung 
zu prüfen ist keine Aufgabe des IPR. Dieses kann sich vielmehr auf die Entschei- 
dung zurückziehen, welches materielle Recht über welche materiellen Fragen _ 
hier also: über das Vorliegen oder Nicht-Vorliegen eines solchen VSct - zu be- 
finden habe. Daher macht es auch nichts, wenn sich die klägerseitige Berufung 
auf einen VSct in zwei der jüngsten einschlägigen Fälle vor dem FL—OGH als 
bloße Behauptung erwiesen hat. In einem dritten Fall steht die endgültige Klä- 
rung noch aus.“) 

Der jüngeren“) der beiden Entscheidungen lag zusammengefasst folgender 
Sachverhalt zugrunde: Ein liechtensteinischer Rechtsanwalt vertrat einen italie— 
nischen Staatsbürger mit ausländischem Wohnsitz in einem vorangegangenen 
Zivilprozess gegen eine liechtensteinische Stiftung. Von dem infolge Obsiegens 
im Vorprozess auf einem bei einer liechtensteinischen Bank eingerichteten An— 
derkonto leitete der Rechtsanwalt allerdings nur einen Teil zugunsten des italie- 
nischen Klägers weiter. Der Rest wurde auf private Konten umgeleitet, um per- 
sönliche Schulden des Rechtsanwalts zu begleichen. In einem Folgezivilprozess 
ging der italienische Kläger nun gegen die liechtensteinische Bank vor und argu— 
mentierte (ua), zwischen ihm und der Bank habe ein VSct bestanden, aus dem 
sich mit Blick auf die Überweisung auf private Konten des Rechtsanwalts Schutz— 
und Sorgfaltspflichten ergeben hätten. Diese Pflichten seien bankseitig verletzt 
worden, was eine Bankhaftung für den Fehlbetrag zur Folge habe. 

In der älteren“) der beiden FL-OGH-Entscheidungen klagten zwei Söhne 
einer in den USA wohnhaft gewesenen und dort verstorbenen Erblasserin gegen 
ein liechtensteinisches Treuhandunternehmen. Dieses hätte auftrags der Ver- 
storbenen zwei Rechtsträger errichtet, die nach dem (auch in einem späteren 
Testament dokumentierten) Willen der Auftraggeberin insb dem Zweck dienen 
sollten, den letztendlichen Vermögensübergang a n  ihre beiden klagenden Söhne 
aus erster Ehe sicherzustellen. Gerade dazu kam es indessen nicht, weil eine 
nachträgliche Beistatutenänderung dazu führte, dass ein Dritter, den die Auftrag- 
geberin zwischenzeitlich geehelicht hatte, beide Rechtsträger liquidieren und 
deren Vermögen zu seinen Gunsten ausschütten lassen konnte. Wiederum wurde 
ein V5ct ins Treffen geführt, der Ansprüche der Söhne begründe, weil dem 
beklagten Treuhandunternehmen gegenüber ihrer Mutter ein Beratungsfehler bei 
der nachträglichen Beistatutenänderung unterlaufen sei. Diese hätte in Kenntnis 
der Möglichkeit des letztendlichen Vermögensverlustes nie der Änderung zuge- 

84) Vgl Fl.—OGH 2 CG.2014.107. 
85) FL-OGH 5 CG.2017.107 LES 3/20, 156. 
86) Fl.—OGH 1 CG.2013.421 LES 3/16, 181. 
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stimmt; der finanzielle Schaden aus dieser mangelhaften Beratung sei nun bei 
den Söhnen eingetreten, denen gegenüber der liechtensteinische Treuhänder als 
Sachverständiger iSd % 1299 ABGB hafte. 

IV. Der grenzüberschreitende Vertrag mit Schutzwirkung zugunsten 
Dritter und das IPRG 

Die 11mteriellrechtliche Entscheidung darüber, ob man in einem gegebenen 
Sachverhalt einen VSct bejahen oder verneinen möchte, hat der unlängst ver- 
storbene Wiener Zivilrechtler Georg Wilhelm wie folgt zusammengefasst: „Ob die- 
se Voraussetzung erfüllt ist, wird in ergänzender Vertragsauslegung (also gerade 
ohne Anhaltspunkt im Parteienverhalten) bejaht oder verneint — nichts belegt 
klarer, dass es sich [be]im Institut des Vertrags mit Schutzwirkungen u m  eine 
glatte Fiktion handelt, zu  der man sich, allein vom Ergebnis her denkend, gestimmt 
findet oder eben auch nicht."”) Ergänzt wurde dieser Befund mit dem (gewohnt 
pointierten) Untertitel: „Weißt Du, wie der Oberste entscheiden wird?”gs) 

Die von Wilhelm aufgeworfene Rate-Frage wird man sibyllinisch so beant- 
worten können, dass sie der FL—OGH — und zwar sowohl in  materiellrechtlicher 
wie auch in der vorgeschalteten kollisionsrechtlichen Hinsicht — genau so beant— 
worten würde, wie dies der öOGH täte. Für die hier interessierende, kollisions- 
rechtliche Dimension ist dies aus zwei Gründen bedeutsam: Einerseits wird da- 
durch jedenfalls teilweise Rechtssicherheit hergestellt, Weil das zur Sachentschei- 
dung berufene Recht dadurch vorhersehbarer wird und somit „nur” mehr Un- 
sicherheit in materiellrechtlicher Hinsicht besteht. Andererseits wird durch die 
Gefolgschaft gegenüber der seinerzeit vom öOGH vorgenommenen Qualifikation 
des VSct als deliktischem Anknüpfungsgegenstand ein Ergebnis erzielt, das 
letztlich dem heute unter dem Regime der Rom—Verordnungen”) in der EU ent- 
spricht. Obwohl man also im Fürstentum noch auf Grundlage eines Rezeptions— 
vorbilds entscheidet, das im Herkunftsland so gar nicht mehr existiertfi") liegt 
man ergebnisorientiert auf Höhe der Zeit. 

Für die beiden geschilderten Ausgangsfälle bedeutete solche Modernität auf 
altehrwürdiger Grundlage das Folgende: Im ersten“) Fall zeigte sich zunächst, 
dass selbst die regelmäßige Befassung liechtensteinischer Gerichte mit grenz- 
überschreitenden Fällen nicht vor groben Fehlern bewahrt. So hatte das Landge- 
richt ungeachtet des ausländischen Wohnsitzes des klagenden Italieners schlicht 
gar keine Erwägungen in kollisionsrechtlicher Hinsicht angestellt. Es befand sich 
damit zwar in „guter” Gesellschaft mit den Parteien resp deren Vertretern, doch 
bleibt ein solches „Übersehen” der internationalen Dimension eines Falls freilich 
ein schwerer Makel. Das Obergericht hat ihn ausgebessert: Es ist über Art 52 
Abs 1 IPRG und die dort verankerte Anknüpfung außervertraglicher Schaden— 
ersatzansprüche a n  das Recht des Staates, in dem das schädigende Verhalten ge- 
setzt wurde, zur Maßgeblichkeit liechtensteinischen Rechts gelangt. Der FL-OGH 
hat dies ebenso gesehen. 

87) Wilhelm, Verträge mit Schutzwirkung zugunsten Dritter (Weißt du, wie der Oberste 
entscheiden wird?), ecolex 1991, 157 (Hervorhebung hinzugefügt). 

88) Wilhelm, ecolex 1991, 157. 
89) Siehe bereits im Text bei FN 26 f. 
90) Vgl den heute in 5 48 Abs 1 öIPRG enthaltenen Verweis auf die Rom II-Verordnung. 
91) Siehe FL—OGH 5 CG.2017.107 LES 3/20, 156. 
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Angreifbar zeigte sich das Landgericht auch in der kollisionsrechtlichen Be— 
wertung des zweiten”) hier vorgestellten Falls: Dort wurde zwar die internatiom_ 
le Dimension des Falls nicht wie zuvor schlechterdings übersehen, aber der Zur 
prüfende VSct, der zwischen der in den USA domizilierten Auftraggeberin 
und dem liechtensteinischen Treuhandunternehmen geschlossen wurde und die 
Anspruchsgrundlage der späteren Kläger bilden sollte, wurde als gegenseitiger 
Vertrag iSd Art 40 IPRG qualifiziert. Demnach sei liechtensteinisches Recht auf. 
grund der Domizilierung des die vertragscharakteristische Leistung erbringen- 
den93) Treuhandunternehmens anwendbar.“) Wenig überzeugend ist dies des- 
halb, weil es zwar (für den unwahrscheinlichen Fall des Fehlens einer Rechtswahl 
fü r  das Auftragsverhältnis, die nicht weiter thematisiert werden zu sein scheint) 
richtig ist, dass auf diese Weise das auf den Auftrag anwendbare Recht zu ermit- 
teln sein mag. Doch im zu entscheidenden Fall hilft dies nicht weiter. Denn dort 
geht es nicht um Ansprüche der Kläger als Parteien des Auftragsverhältnisses (die 
sie ja nie waren), sondern u m  solche, die die Kläger aus einer behaupteten dritt- 
schützenden Wirkung dieses Vertragsverhältnisses für sich ableiten. Die Grund- 
lage einer solchen Wirkung wiederum kann richtigerweise95) gerade nicht ver- 
traglicher, sondern nur quasivertmglicher Provenienz sein. Auf den gegenteiligen 
Fehlschluss wird gleich noch zurückzukommen sein. Art 40 IPRG kann deshalb 
in casu nur insoweit einschlägig sein, als der Bestand eben jenes Vertragsverhält— 
nisses in Frage steht, dem über die Vertragsparteien hinaus bestimmte Schutz- 
wirkung verliehen werden soll. Wo es schon daran fehlt, kommt naturgemäß eine 
Wirkungserstreckung gar nicht erst in Betracht. 

Wiederum war es das Obergericht, das die Dinge ins kollisionsrechtliche 
Lot setzte, indem es das Deliktsstatut iSd Art 52 Abs1 IPRG als maßgeblich 
identifizierte und über den im Fürstentum belegenen „Handlungsort" das dort 
geltende Sachrecht zur Anwendung berufen sah.96) Angesichts solcher „Vor— 
arbeit” konnte sich der FL—OGH in der Folge auf die zutreffende Präzisierung 
beschränken, wonach bei einem behaupteten Unterlassungsdelikt (wie dem ver— 
fahrensgegenständlichen) an  das Recht jenes Ortes anzuknüpfen sei, an  dem die 
Handlungspflicht des Schadensverursachers (hier: vollumfängliche Aufklärung 
im Rahmen der Konsultation der Mandantin am Sitz des Treuhänders in Liech- 
tenstein) bestanden hätte. Am Ergebnis änderte diese Präzisierung vom Hand- 
lungs- auf den Unterlassungsort freilich nichts.”) 

V. Bewertung der vom FL-OGH befürworteten Qualifikation 
Die kollisionsrechtlich außervertragliche Qualifikation des VSct, wie sie 

im Fürstentum in nunmehr wohl ständiger FL-OGH-Rechtsprechung judiziert 

92) Siehe FL—OGH 1 CG.2013.421 LES 3/16, 181. 
93) Dazu mit Blick auf das Auftragsverhältnis etwa auch ]ehle, Schuldverträge 146 f. 
94) Vgl Fl.—OGH 1 CG.2013.421 LES 3/16, 181 Erw 3.1 aE. 
95) Zur gegenteiligen Auffassung s unten sub V. 
96) Vgl FL—OGH 1 CG.2013.421 LES 3/16, 181 Erw 4.3. 
9% Mehr Begründungsaufwand bereitete dem FL-OGH im Ausgangsfall die Tatsache, 

dass die Kläger im Berufungsverfahren von ihrem erstinstanzlichen Vorbringen ab- 
wichen, indem sie ihre Ansprüche nunmehr anstatt auf den behaupteten VSct auf 
Gründerrechte stützten, welche der Verstorbenen zugekommen und  i n  den — nach  
dem Erbrecht des Bundesstaates Florida zu beurteilenden — Nachlass gefallen seien; 
5 dazu Fl.-OGH 1 CG.2013.421 LES 3/16, 181 Erw 7.17 ff. 
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wird, ist überzeugend. Sie ist aber auch — wie die landgerichtliche Einschätzung 
zeigt — kontraintuitiv. Denn rein intuitiv könnte das Wort „Vertrag” eine vertrage— 
rechtliche Qualifikation nahelegen.98) Tatsächlich bekommt man es in  den ent- 
5 rechenden Fällen aber mit einem „Vertrag” zu tun, der mit Blick auf außenstehen- 
de Dritte gerade kein gegenseitiger Vertrag iSd Art 40 IPRG ist und deshalb auch 
nicht so behandelt werden sollte. Schließlich wurde diesen Dritten gegenüber 
vom Schuldner nichts versprochen/”) Stattdessen geht es um eine partielle Wir- 
kungserstreckung von Schutz- und Sorgfaltspflichten‘°°) auf Personen außerhalb 
des Kreises der Vertragsparteien. Wäre diesen Dritten direkt etwas versprochen 
(wie etwa beim Vertrag zugunsten Dritter oder infolge entsprechender Neben- 
abreden), bedürfte es der ganzen Konstruktion des VSct nicht. 

Sodann gilt es auch noch eine zweite „Denkhürde” zu überwinden: Nach 
der schon geschilderten,"”) tradierten materiellrechtlichen Ansicht ist durch er- 
gänzende Vertragsauslegung zu ermitteln, ob eine drittschützende Wirkung und da- 
mit ein VSChZD gegeben sei oder nicht. Solche Fragen der Auslegung eines Vertrags 
unterliegen nach ganz herrschender Meinung dern Vertragsstatufl“) Schon in- 
sofern ist es im Ausgangspunkt nicht abwegig, wenn einzelne Stimmen in der 
älteren österreichischen Lehre,1°3) vor allem aber die deutsche Lehre“) und 
Rechtsprechung”) zunächst tatsächlich von einer vertraglichen Qualifikation des 
VSct im IPR ausgingen. Aber wie bereits angedeutet: Der öOGH”) ist dem 
schon für das vormalige öIPRG nicht gefolgt und auch das heutige unional ver- 
einheitlichte Kollisionsrecht ordnet die Qualifikation gegenteilig, also außer— 
vertraglich an“”) Warum sprechen dafür die besseren Gründe? 

98) Insofern treffend die Anführungszeichen i m  Dissertationstitel von Werner, „Vertrag" 
mit Schutzwirkung zugunsten Dritter und Drittschadensliquidation (1989). 

99) Schon der Vater des großen Walter Wilburg, nämlich Max Willmrg, Haftung für Ge- 
hilfen,  ZB1 1930, 641 (647 f), ha t  dementsprechend festgehalten, dass die „Sorgfalts- 
pflicht auch bezüglich der dritten Person [ .  ] nur der vertragsschließenden Partei gegen- 
über übernommen werden ist” (Hervorhebung 11n Original). 

100) Zu materiellrechtlichen Aspekten etwa Rabl/Riedler, Schuldrecht Besonderer Teil6 
(2017) Rz 13/30 und Karrier1n KBB" (2020) 5 1295 Rz 19. Grundlegend nach wie vor 
F. Bydliiik5i, Vertragliche Sorgfaltspflichten zugunsten Dritter, [Bl 1960, 359. 

101) Siehe oben im Text bei FN 87. 
102) Vgl für viele Schwimann, Internationales Privatrecht3 (2001) 94 und Vers_chraegen, 

Internationales Privatrecht (2012) R z  370 ff (beide zwar bereits z u m  EVU, jedoch 
vollkommen auf die Rechtslage unter dem vormaligen öIPRG übertragbar). 

103) So etwa noch (allerdings mit Blick auf das EVU) Czernich in Czernich/Heiss (Hrsg), 
EVÜ- Kommentar (1999) Art 10 Rz 18 sowie Verschraegen in Rummel (Hrsg), ABGB3 
(2007) Art 10 EVÜ Rz 11. Wie hier hingegen (mit Blick auf das IPRG) dies m Rummel, 
ABGB3 5 48 IPRG Rz 28. 

104) Siehe etwa nach  wie vor Staudinger-Magnus, Ar t  1 Rom I R z  38: „Da es auch  hier u m  
Wirkungen des Vertrages geht, die sich unmittelbar auf vertragsfremde Dritte er- 
strecken, die sich dann auf den Vertrag berufen können, sollte die Schutzwirkung 
des Vertrages ebenfalls vertraglich qualifiziert werden.” Vgl im Übrigen die umfas- 
sende Dokumentation des Meinungsstands bei Dutta, IPRax 2009, 294 in der dor- 
tigen FN 27. 

105) Vgl etwa OLG Köln ZIP 1993, 1538; OLG Hamburg VersR 1983, 350. 
106) Vgl öOGH 4 Ob 230/06m; 10 Ob 66/07i ZfRV-LS 2007/36 (Ofner) = IPRax 2009, 293 

(Dutta); 7 Ob 31/13d ZfRV—LS 2013/59 (Ofner); 4 Ob 112/15x ZfRV-LS 2016/10. Siehe 
im Übrigen (wenngleich bereits aus Perspektive des unional vereinheitlichten Kol- 
lisionsrechts öOGH 2 Ob 15/16v ZfRV-LS 2017/19 : [Bl 2017, 453 [Koziol]). 

107) Vgl zum Ganzen etwa Verschraegen, Internationales Privatrecht Rz 718 mwN. 
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Unbestreitbar ist zunächst die materiellrechtliche Verortung des VSct im 
berühmten „Zwischenbereich’”°ä zwischen Vertrag und Delikt; das verbindet ihn 
etwa mit der culpa in contrahendo. Genau wie diese ist er allerdings (jenseits des 
5311 dBGB) gesetzlich ungeregelt. Dieser Umstand wird vom FL—OGH denn 
auch zu Recht betont, wenn er festhält, dass es sich beim VSChZD um eine Figur 
„ohne jeglichen Anhaltspunkt irn Gesetz”109) handle. Der öOGH geht insofenl 
unbekümmerter zu Werke, indem er kurzerhand konstatie1:t, dass die „Schutz- 
wirkung bei Verletzung vertraglicher Schutzpflichten zugunsten Dritter eine ge- 
setzliche Verpflichtung ist.”“°) Wenngleich man eine einschlägige Gesetzesstelle 
regelmäßig vergeblich suchen wird, ist doch klar, was damit gemeint ist, nämlich; 
In materiellrechtlicher Hinsicht die Unabhängigkeit vom Parteiwillen}“) in kol— 
lisionsrechtlicher Hinsicht die außervertragliche Anknüpfung von Ansprüchen in- 
folge Pflichtverletzung aus dem VSct. Basis der Figur des VSChZD ist mE eine 
zu Gewohnheitsrecht geronnene, judikative Rechtsanalogie. Das Ergebnis einer 
solchen außervertraglichen Qualifikation leuchtet nicht nur  kollisionsrechtlich 
ein (dazu sogleich), es überzeugt auch von materiellrechtlicher Warte her: Die 
ausschlaggebenden Schutzpflichten lassen sich in Wahrheit beim angenomme_ 
nen VSChZD weniger durch (objektive!) Vertragsauslegung“) herleiten (schon 
weil es dort insofern regelmäßig an  Auslegbarem fehlt) als durch Gesetzesergän- 
zung.n3) Auch dem wird eine außervertragliche Anknüpfung weit besser gerecht 
als eine vertragliche. 

Kollisionsrechtlich entscheidend ist, sich im Ausgangspunkt zunächst die 
„Existenzberechtigung” des VSChZD in Erinnerung zu rufen. Anlass zu seiner qua 
richterlicher Rechtsfortbildung“) erfolgten Entstehung war das Motiv, jemanden, 
der eine besondere Nähe zu einem Vertragsverhältnis aufweist (dessen Partei er 
nicht ist), nicht nur  auf deliktische Ansprüche zu verweisen.n5) Dies i n  der An- 
nahme, vertragliche Ansprüche seien für den Anspruchsteller typischerweise 
günstiger als außervertragliche. Ob diese Annahme — wie etwa regelmäßig für 
die deutsche, schweizerische, österreichische und liechtensteinische Rechtsord- 
nung — zutreffend ist, hängt jedoch in grenzüberschreitenden Konstellationen 
vom in  der Sache anwendbaren Recht ab. Es ist nämlich ohne weiteres denkbar, 
dass eine andere Rechtsordnung als die eben genannten ein Deliktsrecht auf- 

108) Hierzu nach wie vor Koziol, Delikt, Verletzung von Schuldverhältnissen und Zwischen- 
bereich, ]Bl 1994, 209 ff. 

109) FL—OGH 1 CG.2013.421 LES 3/16, 181 Erw 7.18. 
110) öOGH 4 Ob 230/06m (Hervorhebung hinzugefügt). 
111) Ebenso etwa Spahl, Die positive Forderungsverletzung und der Vertrag mit Schutz- 

wirkung für Dritte im internationalen Privatrecht und internationalen Zivilprozeß- 
recht (2001) 27 f. Aus der österreichischen Literatur  vgl etwa Rabl/Riedler, Schuld- 
recht Besonderer Teil*" Rz 30/13 mwN in den dortigen FN 131 f. Die Unabhängigkeit 
vom Parteiwillen scheint selbst bei jenen, die den VSct aus  einer ergänzenden 
Vertragsauslegung ableiten, gänzlich unbestritten, indem diese Auslegung ausschliess- 
lich objektiv und nicht etwa subjektiv vorzunehmen sei — 5 etwa hier bereits im Text bei 
FN 87. 

112) Gegen die objektive Vertragsauslegung als Grundlage des VSct denn auch Karner 
in I(BB6 5 1295 Rz 19. 

113) So zutreffend Koller, Dritthaftung einer Vertragspartei, in Koller (Hrsg), Haftpflicht- 
und Versicherungsrechtstagung 2005 (2005) 8 f, der sich allerdings im Ergebnis ge— 
gen die Institution des VSct ausspricht. 

114) Vgl etwa Kodak in Kletec'ka/Schauer (Hrsg), ABGB-ONL03 5 1295 Rz 54 mwN . 
115) Für  viele etwa Reischauer in  Rummel (Hrsg), ABGB3 5 1295 Rz 30a. 
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weist, dem die bei uns bekannten Nachteile in punkto Beweislast, Gehilfenhaftung 
und Verjährung fremd sind. Sollte dem so sein, ist ein Geschädigter nach dem je- 
weiligen ausländischen Deliktsrecht nicht schutzbedürftig; im gegenteiligen Fall 
ist anzunehmen, dass auch das ausländische Recht Mittel und Wege gefunden 
hat, um Schutzlücken zu schließen. Wie man es auch dreht und wendet: Es er- 
scheint richtig, dort anzusetzen, wo „der Hase im Pfeffer liegt”, d h  bei der Ermitt- 
lung des Deliktsstatuts und der anschließenden Subsumtion des VSChZD unter 
dieses Statut“) Ob auch das Vertragsstatut die Konstruktion des VSct kennt, 
ist hingegen irrelevantß") 

Wer gegenteilig vergeht und den VSct nach einem anderen als dem De- 
liktsstatut beurteilt, muss unnötige Normenwidersprüche gewärtigen, wo eine all- 
gemeine Haftung aus Delikt in Betracht kommt?“) Diese Widersprüche rühren 
daher, dass die Koordination”) namentlich von Delikts- und Vertragsrecht je- 
weils nur innerhalb einer Rechtsordnung sichergestellt sein kann, zwischen zwei 
verschiedenen Rechtsordnungen indessen höchstens zufällig eintritt. Das Verfahren 
zur Behebung solcher Normenwidersprüche bezeichnet man als sog Anpassung — 
es gehört zum Schwierigsten und Unsichersten, was das Kollisionsrecht zu bieten 
hat?”) Diese erübrigt sich von vornherein, wenn man mit dem FL—OGH der 
außervertraglichen Qualifikation folgt.m) Ein Normenwiderspruch, der bei paral— 
leler Heranziehung vertraglicher und außervertraglicher Verweisungsnormen 
entweder in Gestalt der Normenhäufung oder des Normenmangels resultieren 
kann,m) wird so vermieden?”) Abgesehen davon ist ein Vorzug der Beurteilung 
behaupteter Pflichtenverletzungen aus dem VSct anhand des Vertragsstatuts 
nicht ersichtlich geworden. 

VI. Prüfungsreihenfolge im Einzelnen 
Kollisionsrechtliche Ausführungen in höchstgerichtlichen Entscheidungen 

zeichnen sich (auch außerhalb Liechtensteins) regelmäßig durch besondere Kürze 
aus. Dies mag häufig unproblematisch sein, wenn unterinstanzlich die Rechts— 
anwendungsfragen durchwegs lege artis beantwortet wurden. Wie die beiden hier 
referierten, jüngeren Verfahren"“) zeigen, ist dies jedoch nicht immer der Fall. Vor 
diesem Hintergrund mag ein etwas detaillierter Prüfungswegweiser innerhalb 
des IPRG (einschlägige völkerrechtliche Verträge fehlen) von praktischem Nutzen 
sein. Vorausgesetzt wird dabei naturgemäß das Vorliegen eines Sachverhalts mit 
Auslandsberührung iSd Art 1 Abs 1 IPRG. 

116) Ebenso schon überzeugend Dutta, IPRaX 2009, 297. 
117) So zu Recht Dutta, IPRax 2009, 298. 
118) Vgl zu diesbezüglichen materiellrechtlichen Aspekten Rabl/Riedler, Schuldrecht Be- 

sonderer Teil6 Rz 13/30 mwN. 
119) Vgl instruktiv zum Ganzen statt vieler ]unker, Internationales Privatrecht3 (2019) 5 11 

Rz 26 ff. 
120) Vgl in jüngerer Zeit (allerdings insgesamt mit Fokus auf dem unional vereinheitlich- 

ten Kollisionsrecht) zum Ganzen eingehend Gössl, Anpassung im EU-Kollisions- 
recht, RabelsZ 82 (2018) 618 (621 ff). 

121) Siehe statt  aller Dutta, IPRaX 2009, 296 f. 
122) Vgl allg mit Blick auf das österreichische Kollisionsrecht Schwimann, Internationales 

Privatrecht3 47 und Verschraegen, Internationales Privatrecht Rz 1360. 
123) Ebenso (mit Blick auf  das unional vereinheitlichte Kollisionsrecht) Dutta, IPRax 2009, 

297. 
124) Vgl oben im Text bei PN 85 f. 
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Die Wirkungserstreckung eines Vertrags setzt den Bestand desselben vor- 
aus. Aus diesem Grund ist als Vorfrage das Vertragsstatut zu befragen,m) ob diese 
Voraussetzung gegeben ist. Es handelt sich dabei mE um eine materiellrechtliczhe 
Vorfrage, deren Beantwortung (wie auch die beiden hier vorgestellten Anla53fälle 
zeigen) typischerweise keine großen Schwierigkeiten bereitet, und die vor liech- 
tensteinischen Gerichten auf Grundlage der Art 39 ff IPRG zu erfolgen hat?“) 

Sodann ist zu  beachten, dass auch im Bereich des internationalen DE‘likts- 
rechts das Primat der Rechtswahl gilt. Art 52 Abs 2 IPRG stellt dies unmissver— 
ständlich klar. Mit Blick auf eine solche Rechtswahl iSd Ar t  11 IPRG ist allerdings 
zu beachten, dass es im außervertraglichen Bereich dabei nie um jene gehen kann, 
die die Parteien des VSct (dessen Wirkung nun auf Dritte externalisiert werden 
soll) getroffen haben mögen. Gemeint sind vielmehr die Parteien des außerzzer. 
traglichen Schuldverhältnisses}”) also in  unseren beiden Fällen die Schadenersatz 
geltend machenden Kläger gegenüber einer Vertragsseite, nämlich einmal gegen- 
über der Bank des veruntreuenden Rechtsanwalts und einmal gegenüber dem 
beistatutenändernden Treuhandunternehmen als vormalige Auftragnehmerin 
der verstorbenen Mandantin. Die Anordnung des Art 11 Abs 3 IPRG ist dem- 
gegenüber beim VSChZD schon deshalb vernachlässigbar, weil mit der „Rechts— 
stellung Dritter” nicht etwa der Dritte gemeint ist, auf den die vertragliche Schutz- 
wirkung erstreckt wird, sondern gleichsam ein von diesem wiederum verschie— 
dener „Vierter”. 

An einer solchen Rechtswahl wird es in praxi regelmäßig fehlen. Auch 
kennt das liechtensteinische IPRG keine vorrangige Sonderanknüpfung für den 
VSct.m) Deshalb ist gem Art 52 Abs 1 Satz 1 IPRG — vorbehaltlich der Aus- 
weichklausel des zweiten Satzes, auf die gleich noch zurückzukommen sein wird 
— das Recht des Begehungsstaates zur Anwendung berufen. Entscheidend ist dem- 
nach, wo das schädigende Verhalten gesetzt wurde. Anders als etwa die Pendant- 
Regelungen im chIPRG"°) hat Schwind in seinem vom Fürstentum als Vorlage 
verwendeten öIPRG von vornherein auf den Verhaltensort abgestellt, was die (wie 
auch unsere beiden Anlassfälle zeigen) im Gerichtsalltag gegenüber dem Ort der 
aktiven Handlung wohl fast noch häufigeren Unterlassungsorte problemlos mit- 
erfasst.”°) Anzuknüpfen ist demnach örtlich dort, wo die unterlassene Hand— 
lungspflicht des Schadensverursachers bestanden hätte?“) Anders als im An- 
wendungsbereich der Rom II-Verordnungm) und mit Blick auf die österreichische 
Rezeptionsgrundlage erklärbar, wird dem Schadenseintrittsort keine kollisions- 
rechtliche Bedeutung beigemessenF”) In Fällen von Distanzdelikten kann dieses 

125) Ebenso Lund in Würdinger (Hrsg), jurisPK-BGB9 (2020) Art 1 Rom II Rz 41 und Dutta, 
IPRax 2009, 298. 

126) Dazu eingehend ]ehle, Schuldverträge 137 ff. 
127) Mit Blick auf das unionale Kollisionsrecht ebenso Dutta, IPRax 2009, 297. 
128) Für das Verhältnis zwischen den Vertragsparteien (zu denen der Dritte gerade nicht 

gehört) können freilich Sonderanknüpfungen zu beachten sein — zu denken ist etwa 
a n  Form- (Vgl Art 8, 48 Abs 3 IPRG) oder Stellvertretungsfragen (vgl Art 53 IPRG). 

129) Vgl Art 133 chIPRG. 
130) Vgl Schwind, Internationales Privatrecht (1990) Rz 468. 
131) Siehe zur diesbezüglichen Klarstellung des FL—OGI-I bereits oben im Text bei FN 97. 
132) Dazu sowie zur ausnahmsweisen Durchbrechung im Bereich von Umwelthaftung 

und Arbeitskampfmassnahmen Heiss/Loucker, Die Vergemeinschaftung des Kol- 
lisionsrechts der außervertraglichen Schuldverhältnisse durch Rom II, ]Bl 2007, 613 
(625). 

133) Hierzu krit Basedow in B. Marxer/Reichert—Facilides/Schnyder, Gegenwartsfragen 48. 
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exklusive Abstellen auf die lex loci delicti commissi freilich zu unbefriedigenden 
Ergebnissen führen?“) Manche wollen diesen mittels Ausweichklausel begeg- 
nen.135) Tatsächlich müsste dem das Tatbestandselement der hinsichtlich aller 
Beteiligten übereinstimmend stärkeren Beziehung zu ein und demselben Staat 
entgegenstehenfl“) judiziert wird in Österreich höchstgerichtlich dennoch pro 
Ausweichklausel und zwar selbst in den Fällen, in denen mit dem Erfolgseintritt 
im Ausland gerechnet werden musste?”) 

Pate der zuletzt als Durchbrechung des lex loci delicti-Prinzips zu prüfenden 
Ausweichklausel war 5 48 Abs 1 Satz 2 öIPRG aF (heute infolge der Rom II-Verord- 
nung nicht mehr in Geltung). Die sich durch besondere Schlichtheit und Eleganz 
auszeichnende Regelung ist angesichts der häufigen Zufälligkeit des Verhaltens- 
ortes im internationalen Recht des außervertraglichen Schadenersatzes von größ- 
ter Bedeutung?”) Sie soll — nach zutreffender Mindermeinung: ohne (wie für 
sonstige Ausweichklauseln üblich) „von irgendwelchen besonderen Umständen 
abhängig“”) zu sein — ein Abgehen von der lex loci delicti ermöglichen und zwar 
wie erwähnt, „schon dann, wenn irgendeine stärkere Beziehung zwischen Schädiger 
und Geschädigtem besteht/”“) Mit diesem einzigen Satz wird ermöglicht, wofür 
etwa das chIPRG in Art 133 chIPRG eine hochkomplexe Kaskadenordnung 
benötigt. Letzterer konzedieren selbst entschiedene Verehrer der Vischer’schen 
Gesamtkodifikation des chIPR, „für die praktische Handhabung des Deliktstatuts 
nicht sehr übersichtlich““) zu sein. 

Der liechtensteinische Gesetzgeber musste sich also für seinen Art 52 Abs 1 
Satz 2 IPRG nur a n  das österreichische Vorbild halten und all die Fälle von lex 
communis zwischen Schädiger und Geschädigtem, akzessorischer Anknüpfung 
an vorbestehende Rechtsverhältnisse usw waren auf einen Schlag einer sinn— 
vollen und einfachen Regelung zugeführt. Glücklicherweise ist genau dies letzt- 
endlich geschehen, denn die allgemeine Ausweichklausel des Art 1 Abs 2 IPRG, 

134) Siehe dementsprechend etwa die Kritik bei Basedow in B. Marxer/Reichert-Facilides/ 
Schnyder, Gegenwartsfragen 48 sowie (aus schweizerischer Perspektive) bei Kadner 
Graziano, SZIER 2015, 368. 

135) So etwa Schwimann, Internationales Privatrecht3 77. 
136) Ebenso Basedow in B. Marxer/Reichert-Facilides/Schnyder, Gegenwartsfragen 48. 
137) Vgl et3wa ÖOGI-I 3 Ob 180/03x. Aus dem Schrifttum Schwimann, Internationales Privat— 

recht 77. 
138) Die Bestimmung lautete: „Besteht jedoch für die Beteiligten eine stärkere Beziehung 

zum Recht ein u n d  desselben anderen Staates, so ist dieses Recht maßgebend.” 
139) Schwind, Internationales Privatrecht R z  469. AA wohl Schwimann, Internationales 

Privatrecht3 76, der  nicht n u r  (zu Recht) eine stärkere Beziehung, sondern (wohl zu  
Unrecht) eine dermaßen stärkere Beziehung verlangen möchte, dass sie „die Verbin- 
dung zum Handlungsort vergleichsweise nebensächlich und zufällig erscheinen 
läßt”. Zwar wird bei Vorliegen einer stärkeren Beziehung letzteres durchaus häufig 
der Fall sein, doch sollte m a n  nicht von vornherein Nebensächlichkeit und  Zufällig- 
keit zwingend voraussetzen. So spricht mE bspw nichts dafür, in einem Sachverhalt 
mit zwei Ausländern mit übereinstimmendem gewöhnlichem Aufenthaltsstaat, bei 
dem einer dem anderen mit großer Bedacht gerade im Fürstentum einen Schaden 
zugefügt hat (etwa weil dies nur hierzulande möglich war) und daher von Zufällig- 
keit des Handlungsortes keine Rede sein kann, per se und generell den Anwendungs- 
bereich der Ausweichklausel für verschlossen zu erachten. Dennoch steht Schwimann 
in diesem Punkt wohl für die in Osterreich hM und Rsp — 5 etwa Verschraegen in 
Rummel, ABGB3 % 48 IPRG Rz 28 und öOGH 2 Ob 42/95. 

140) Schwind, Internationales Privatrecht Rz 469 (Hervorhebung i m  Original). 
141) Schnyder/Liatowitsch, Internationales Privat— und Zivilverfahrensrecht4 (2017) R z  792. 



234 Leander D. Loacker 

die dank einer Intervention des vormaligen Liechtensteinischen Rechtsanwalts- 
verbandsm) ihre heutige Form erhalten hat, wäre für Fragen des außervertrag_ 
lichen Schadenersatzes gänzlich ungeeignet gewesen. Anstatt nämlich — wie die 
österreichische Rezeptionsvorlage — den Grundsatz der stärksten Beziehung an  die 
Spitze des Gesetzes zu setzen und die tieferstehenden Bestimmungen als Kon- 
kretisierungen dieses obersten Grundsatzes erscheinen zu lassen?”) hat man 
sich im Fürstentum interventionsbedingt zu einer Kupierung dieses Fundamen- 
talprinzips entschieden. Deshalb ordnet Art 1 Abs 2 IPRG heute eine Relevanz 
des Prinzips nur mehr dort an, wo eine Verweisungsnonn überhaupt fehlt. Nach- 
dem dies für außervertragliche Schadenersatzansprüche aufgrund von Art 52 
IPRG gerade nicht der Fall ist, wäre man dort auf Gedeih und Verderb der lex loa’ 
delicti ausgeliefert gewesen?“) Gleichsam „last minute” hat man sich indessen 
besonnen und ist zumindest mit Blick auf Art 52 IPRG dem österreichischen Kon— 
zept gefolgt, womit insb übereinstimmenden gewöhnlichen Aufenthaltsorten von 
Schädiger und Geschädigtem und anderen besonderen Gemeinsamkeiterfl“) 
sinnvoll Rechnung getragen werden kann. An der legistischen Verkehrung des 
Grundsatzes der stärksten Beziehung von einem Fundamentalprinzip zu einer 
bloßen Auffangregelung mit überschaubarem Rest-Anwendungsbereich — an  der 
Art 1 Abs 2 IPRG bis heute leidet — ändert das freilich nichts. Es wirkt sich ledig- 
lich für den VSct aufgrund der „Reparatur” des Art 52 IPRG durch Integration 
einer Ausweichklausel nicht nachteilig aus. 

VII. Schluss 

Franz Gschnitzer hat fünf  Jahre vor seinem Tod (wohl auch im Rückblick auf 
sein jahrzehntelanges Wirken am Fürstlichen Obersten Gerichtshof) festgestellt: 
„Gerade das Richten braucht wie kein anderes Geschäft die Ruhe des Über- 
legens”.““’) Der nun ihren hohen Geburtstag begehenden Institution und ihren 
Mitgliedern bleibt zu wünschen, dass sie eben diese Überlegtheit und Besonnen— 
heit weiterhin ihrem für das Fürstentum essentiellen Wirken zugrunde zu legen 
vermögen. 

Von Nutzen können dabei vielleicht einige ausgewählte Ergebnisse des vor- 
angegangenen Beitrags sein: 

1. Die liechtensteinische Rechtsprechung hebt sich von jener anderer Staaten 
durch eine gesteigerte Internationalität in zweifachem Sinne ab: Einerseits 
durch Internationalität i, dh einen deutlich größeren Einfluss von aus- 
ländischen Rechts— und Erkenntnisquellen, aber auch von den Gerichts- 

142) Vgl Sturm, Zur liechtensteinischen IPR-Reform, in Meier/Siehr (Hrsg), Rechtskollisio- 
nen: FS Heini (1995) 445 (448). 

143) Siehe nur  Schwind, Internationales Privatrecht R z  144. 
144) Siehe die dementsprechende Fundamentalkritik bei Sturm in FS Heini 448 f. 
145) Obwohl als Fallgruppe der Ausweichklausel anerkannt (vgl etwa Schwimann, Inter- 

nationales Privatrecht3 77), wird die akzessorische Anknüpfung an  das Statut jenes 
Vertrages, dessen Schutzwirkung auf  Dritte erstreckt werden soll, mi t  Blick auf  die 
Beurteilung von Ansprüchen dieser Dritten keine Rolle spielen können, da es sich 
gerade nicht um „konkurrierende” Ansprüche handelt (n Schwimann, Internationa- 
les Privatrecht3 77). Tatsächlich sind solche Dritte gerade exklusiv auf außervertrag- 
liche Ansprüche verwiesen. Ebenso (wenngleich mit Blick auf das unional verein— 
heitlichte Kollisionsrecht) Dutta, IPRax 2009, 298. 

146) Gschnitzer in GedS Marxer 47. 
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alltag prägenden Persönlichkeiten, die entweder von außerhalb des Fürsten— 
tums stammen oder aber außerhalb desselben juristisch ausgebildet wurden. 
Andererseits durch eine Internationalität ieS, die sich durch ein überdurch- 
schnittlich häufiges Auftreten von Rechtsstreitigkeiten mit grenzüber- 
schreitendem Bezug auszeichnet und infolgedessen Fragestellungen des 
IPR/IZVR eine herausragende Bedeutung zukommen lässt. Alle diese Er- 
scheinungsformen von Internationalität sind primär Folge des Kleinstaaten- 
Status, der Wirtschaftsstruktur des Landes und der Verfasstheit als Hybrid- 
rechtsordnung, sodass täglich gelebte Rechtsvergleichung alternativlos ist 
und einen wesentlichen Teil der DNA liechtensteinischer ]udikatur aus- 
macht. Internationalität ist in Liechtenstein also Erbsubstanz. 

. Was die Rechtsquellenlage im Bereich des IPR i anbetrifft, so fällt auf, 
dass diese noch ganz überwiegend nationalstaatlichen Charakter aufweist, 
während man an  kollisionsrechtlichen Vereinheitlichungsprojekten auf 
internationaler Ebene weitgehend unbeteiligt bleibt und entsprechende völ- 
kerrechtliche Übereinkommen im Vergleich zu den Nachbarländern nur 
überaus zurückhaltend zeichnet. 

. Im Bereich des IPR ieS ist die Rechtsquellenlage bisweilen unübersichtlich, 
weil nicht alle praktisch bedeutsamen Verweisungsnormen im IPRG veror— 
tet sind. Dies gilt namentlich mit Blick auf das PGR. Die Entscheidung des 
liechtensteinischen Gesetzgebers, seinerzeit dem öIPRG als Rezeptionsvor- 
lage den Vorzug vor dem schweizerischen zu geben, erscheint vor allem mit 
Blick auf die konkreten Bedürfnisse des Fürstentums gut nachvollziehbar. 
Der FL—OGH hat sich durch beständiges Einfordern einer solchen Kodifika— 
tion bleibende Verdienste erworben. Zu bedauern ist, dass seitherigen Ad— 
aptionen und Modernisierungen im Herkunftsland überwiegend nicht 
Rechnung getragen wurde. 

. Die unter den vorigen beiden Punkten zusammengefassten Beobachtungen 
führen dazu, dass sowohl im Bereich des IZVR wie auch im Bereich des IPR 
eine zeitgemäße Weiterentwicklung des eigenen Rechtsbestands teilweise 
bereits verpasst wurde und auch auf internationaler Ebene der Anschluss an 
Entwicklungen der jüngeren Zeit zunehmend zumindest verpasst zu wer— 
den droht. Angesichts dieses Befundes gewinnt die — ohnehin kaum zu 
überschätzende — Bedeutung der Rechtsfortbildung insb durch den Fürst— 
lichen Obersten Gerichtshof zusätzlich an Gewicht. Fraglich ist, ob der ge- 
genwärtige rechtspolitische Zugang im Fürstentum, zwar von einem mög- 
lichst international ausgerichteten Wirtschaftsumfeld profitieren zu wollen, 
ohne aber gleichzeitig gewisse regulative Autonomieeinbussen infolge 
Anschlusses an  internationale Legislativprojekte hinzunehmen, langfristig 
von Erfolg gekrönt sein kann. 

. Was die Qualifikation des hier näher untersuchten Vertrags mit Schutzwir- 
kung zugunsten Dritter betrifft, folgt der Fürstliche Oberste Gerichtshof im 
Ergebnis der Linie des öOGH. Dies überzeugt. Angesichts der Unsicher- 
heiten, die die Beurteilung der Frage auf Ebene der (internationalitätsge- 
wohnten) unteren Instanzen bisweilen gezeigt hat, ist der klare höchst- 
gerichtliche Problemzugang umso willkommener. 
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6. Die vom FL—OGH befürwortete außervertragliche Qualifikation von An- 
sprüchen aus einem Vertrag mit Schutzwirkung zugunsten Dritter auf 
Grundlage des Art  52 Abs 1 Satz 1 IPRG ist kollisionsrechtlich stimmig und 
führt materiellrechtlich zu ausgewogenen Ergebnissen. Maßgeblich ist bei 
schädigenden Aktivitäten das Recht am Handlungsort; bei schädigenden 
Unterlassungen, das Recht a n  jenem Ort, an dem die unterlassene Hand- 
lungspflicht des Schadensverursachers bestanden hätte. Indem die von 
Liechtenstein übernommene, österreichische Rezeptionsvorlage des 548  
Abs 1 IPRG aF neutral auf den Verhaltensort abstellt, sind beide Konstel- 
lationen schon auf Gesetzesstufe gleichberechtigt erfasst. 
Eine vertragsrechtliche Qualifikation ist demgegenüber abzulehnen. Ge- 
genteiliges gilt nur für die materiellrechtliche Vorfrage, ob das entsprechen- 
de Vertragsverhältnis (dessen Wirkung auf Dritte erstreckt werden soll) 
überhaupt gültig zustande gekommen ist. Abgesehen davon kann eine ge- 
sonderte vertragsrechtliche Qualifikation des Vertrags mit Schutzwirkung 
zugunsten Dritter zu vermeidbaren Anpassungsproblemen infolge Normen- 
häufung oder Normenmangel führen. Nicht ankommen sollte es demnach 
insb darauf, ob auch das Vertragsstatut die Konstruktion des Vertrags mit 
Schutzwirkung zugunsten Dritter kennt; maßgeblich ist (auch) insofern nur 
das Deliktsstatut, obschon dies prima vista kontraintuitiv sein mag. 

. Dem Primat der Parteiautonomie dürfte im hier interessierenden Bereich 
praktisch geringe Bedeutung zukommen, dennoch ist es freilich zu be- 
achten. Durchaus praktische Relevanz kann demgegenüber der Ausweich- 
klausel des Art 52 Abs 1 Satz 2 IPRG zukommen. Diese bietet — jenseits von 
Distanzdelikten — eine taugliche Handhabe, um übereinstimmenden ge- 
wöhnlichen Aufenthaltsorten von Schädiger und Geschädigtem sowie 
anderen besonderen Umständen gebührend Rechnung zu tragen. Ihre Be- 
deutung ist auch deshalb hoch einzuschätzen, weil der in Art  1 Abs 2 IPRG 
enthaltene Grundsatz der stärksten Beziehung (im Unterschied zum öster- 
reichischen Vorbild) zu einer kupierten Auffangregelung ohne Anwen- 
dungsbereich etwa im internationalen Deliktsrecht verkommen ist. 

. Die außervertragliche Qualifikation des Vertrags mit Schutzwirkung zu- 
gunsten Dritter durch den FL-OGH entspricht jener, die auf unionaler 
Ebene resp auf Basis der dortigen Rechtsgrundlagen geboten ist. Qualifika- 
tionsmäßig liegt man also in diesem Bereich ungeachtet der altehrwürdigen 
Rezeptionsvorlage auf der Höhe der Zeit. Anderes gilt für den grundsätz- 
lichen Anknüpfungspunkt, der im Fürstentum weiterhin der Verhaltensort, 
in der EU hingegen der Schadenseintrittsort ist. 
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